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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Horst Arnold, Harald Güller, Florian Ritter, Klaus Adelt, 
Alexandra Hiersemann, Inge Aures, Christian Flisek, Stefan Schuster, Arif 
Taşdelen, Volkmar Halbleib, Natascha Kohnen, Markus Rinderspacher, 
Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild und Fraktion (SPD) 

Vermögensteuer in Deutschland wieder erheben 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag begrüßt und unterstützt Initiativen für eine Revitalisierung bzw. Wiederer-
hebung der Vermögensteuer insbesondere aus folgenden Gründen: 

─ Solidarische und erfolgreiche Gesellschaften sorgen dafür, dass ihre Kosten ge-
recht und damit nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip verteilt werden. Es ist daher 
das politische Ziel, große und größte Vermögen angemessen an der Finanzierung 
zu beteiligen. Wer das zur Neiddiskussion herabwürdigt, stärkt Egoismus anstelle 
von Solidarität und folgt dem Leitbild einer Ellenbogengesellschaft anstelle von Mit-
einander und Zusammenhalt. 

─ Auch die Verwendung der Einnahmen aus einer neuen Vermögensteuer wird dazu 
beitragen, die Gerechtigkeitslücke zu verringern durch Investitionen in Bildung, in 
eine gut ausgebaute öffentliche Infrastruktur und die Bereitstellung hochwertiger öf-
fentlicher Güter. 

─ Die Ertragshoheit bei der Vermögensteuer haben die Länder. Sie haben 1995 mit 
der Vermögensteuer Einnahmen von 4,62 Mrd. Euro erzielt. Das würde heute einem 
Aufkommen von 9 Mrd. Euro entsprechen. Bayern entgehen als pro Jahr ein bis 
zwei Mrd. Euro zur Finanzierung wichtiger Infrastrukturaufgaben und Zukunftsin-
vestitionen. 

 

 

Begründung: 

Es zeigt sich in Deutschland eine extreme Ungleichverteilung bei den Vermögen. Das 
private Vermögen (Immobilienbesitz, Geldvermögen, Versicherungen, Betriebsvermö-
gen, wertvolle Sammlungen) konzentriert sich in sehr wenigen Händen. Besonders das 
Betriebsvermögen – dazu zählen auch GmbH-Anteile und größere Aktienpakete – ist 
hoch konzentriert und macht den überwiegenden Anteil der Vermögen von Multimillio-
nären und Milliardären aus. Das reichste Prozent der privaten Haushalte in Deutschland 
verfügt laut Internationalem Währungsfonds (IWF) über fast ein Viertel des gesamten 
Netto-Vermögens. Nach weiteren Erhebungen und Berechnungen besitzt das reichste 
Prozent sogar bis zu einem Drittel des Gesamtvermögens. 

Die wesentlichen Eckpunkte für eine Wiedererhebung der Vermögensteuer lauten: Ab 
zwei Mio. Euro ein maßvoller Steuersatz von 1 Prozent, der dann linear/progressiv bis 
zu einem Nettogesamtvermögen von 20 Mio. auf 1,5 Prozent ansteigt, ab einem Ver-
mögen von mehr als 100 Mio. Euro erhöht sich der Steuersatz auf 1,75 Prozent; in einer 
weiteren Stufe wird ab einem Vermögen von mehr als einer Mrd. Euro der Höchststeu-
ersatz von 2 Prozent erreicht; hohe persönliche Freibeträge in Höhe von zwei Mio. Euro 
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für Ledige/vier Mio. Euro für Verheiratete/Lebenspartner; sinnvolle Verschonungsregeln 
bei Betriebsvermögen. 

Im Jahr 1995 erklärte das Bundesverfassungsgericht nicht die Vermögensteuer, aber 
die Grundlagen der Erhebung für verfassungswidrig. Das Verfassungsgericht argumen-
tierte, dass der Gesetzgeber alle Vermögensgegenstände realitätsgerecht bewerten 
muss, wenn er einen einheitlichen Steuertarif festlegt. Durch die Verwendung der über-
alterten Einheitswerte (von 1935 im Osten und 1964 im Westen) und damit weit gerin-
geren Verkehrswerte für Immobilien gegenüber Geldvermögen und anderen Anlagefor-
men wurden Immobilien in verfassungswidriger Weise begünstigt. Nach Erhebungen 
des Bundesrechnungshofes 1991 entsprachen die Grundbesitz-Einheitswerte schon 
Ende der 80er Jahre im Mittel nur noch ca. zehn bis 20 Prozent der Verkehrswerte. Da 
keine Neuregelung der Bewertungsvorgaben im Rahmen der Vermögensteuer erfolgte, 
darf die Steuer seit dem 01.01.1997 nicht mehr erhoben werden. 

 



steuer rumzudoktern, halte ich nicht für sonderlich sinnig. Deshalb werden wir uns 
da enthalten.

(Beifall bei der FDP)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Dr. Kaltenhau-
ser. – Für die Bayerische Staatsregierung hat Herr Staatsminister Albert Füracker 
das Wort.

Staatsminister Albert Füracker (Finanzen und Heimat): Herr Präsident, sehr ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Der Vorwurf der Frau Aures muss einfach klarge-
stellt werden. Wir als Freistaat Bayern haben in Berlin am 8. November im Bundes-
rat einen gleichlautenden Antrag vorgelegt und haben im Bundesrat halt keine 
Mehrheit gefunden. Die CSU und die Bayerische Staatsregierung sprechen in 
München und in Berlin mit gleicher Zunge, Frau Aures. Das ist eine falsche Be-
hauptung, die Sie aufgestellt haben.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Das ganze Thema ist jetzt im Vermittlungsausschuss. Nachdem ich den Freistaat 
Bayern dort vertreten darf, habe ich das dort am Montag so, wie wir das möchten, 
mit eingebracht. Jetzt müssen wir halt verhandeln. Die GRÜNEN im Bayerischen 
Landtag verhalten sich zu dem Antrag sehr offen und stimmen zu. Wenn die GRÜ-
NEN im Vermittlungsausschuss, insbesondere der Herr Kretschmann, dem Gan-
zen Unterstützung gewähren, bin ich noch optimistischer, als ich bisher schon war, 
dass wir das dort so vermitteln können, dass zum Schluss die Intention des An-
trags genau so umgesetzt werden kann. Insofern bin ich sehr optimistisch, freue 
mich über diesen Antrag, werde persönlich auch zustimmen und danke.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Zuruf des Abgeordneten 
Dr. Fabian Mehring (FREIE WÄHLER))

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Staatsminister. 
– Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 18/5316 seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FREIE WÄHLER, CSU und die AfD sowie die beiden 
fraktionslosen Abgeordneten. Gegenstimmen! – Bei Gegenstimmen der SPD. Ent-
haltungen! – Bei Enthaltung der FDP. Damit ist der Dringlichkeitsantrag angenom-
men. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 18/5317 bis 18/5322 sowie 
18/5392 und 18/5394 werden in den jeweils zuständigen federführenden Aus-
schuss verwiesen. 

Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zu dem Dringlichkeits-
antrag der Abgeordneten Schulze, Hartmann, Bozoğlu und anderer und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) betreffend "Die Vereinigung der Verfolgten des Nazi-
regimes – Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten muss gemeinnützig blei-
ben – Beobachtung durch den Bayerischen Verfassungsschutz umgehend einstel-
len" auf Drucksache 18/5315 bekannt. Mit Ja haben 52 gestimmt. Mit Nein haben 
122 gestimmt. Stimmenthaltungen: keine. Damit ist der Dringlichkeitsantrag abge-
lehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 1)

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich die Tagesordnungspunkte 12 und 13 auf:

4570 Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode Protokoll 18/36
vom 11.12.2019

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000368.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000359.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000368.html
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Horst Arnold, Harald Güller, 
Florian Ritter u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 18/5394 

Vermögensteuer in Deutschland wieder erheben 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Harald Güller 
Mitberichterstatter: Gerald Pittner 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit 
dem Dringlichkeitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 51. Sit-
zung am 5. Februar 2020 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Josef Zellmeier 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Horst Arnold, Harald Güller, Florian Ritter, 
Klaus Adelt, Alexandra Hiersemann, Inge Aures, Christian Flisek, Stefan 
Schuster, Arif Taşdelen, Volkmar Halbleib, Natascha Kohnen, Markus Rin-
derspacher, Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild und Fraktion (SPD) 

Drs. 18/5394, 18/7169 

Vermögensteuer in Deutschland wieder erheben 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Karl Freller 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Karl Freller
Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring



Erster Vizepräsident Karl Freller: Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf:

Abstimmung

über eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 2)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Liste.

(Siehe Anlage 2)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der Liste einverstanden ist, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Das sind die GRÜNEN, die SPD, die FREIEN WÄHLER, 

die CSU, die FDP, die AfD. Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Der fraktionslo­

se Abgeordnete Plenk. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Meine Damen und Herren, wir sind an dem Punkt für eine kurze Mittagspause. Da die 

Möglichkeiten der Nahrungsaufnahme beschränkt sind und auch die gesellschaftliche 

Diskussion am Runden Tisch nicht stattfinden kann, würde ich für eine sehr kurze 

Pause plädieren. Um 14:00 Uhr geht es hier weiter. Einverstanden? – Gut. Dann ma­

chen wir bis 14:00 Uhr Pause.

(Unterbrechung von 13:41 bis 14:03 Uhr)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich eröffne 

die Sitzung nach der Mittagspause und darf Sie darauf hinweisen, dass die Listen neu 

ausliegen. Sie dürfen sich also noch einmal eintragen.
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